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Klage eines Privatmanns gegen ei

ne staatliche Einheit wegen Luftver

schmutzung stattgegeben. Nach Dar

stellung der Zeitung handelte es sich 

um den ersten Prozess in der Ge

schichte der VR China, der von einer 

Privatperson im Bereich der Umwelt

verschmutzung angestrengt worden ist 

(wiedergegeben in SCMP, 25.10.00).

Der 43-jährige erwerbslose Zhang 

Diansheng hatte gegen eine städtische 

Energieversorgungsgesellschaft Klage 

wegen unzumutbarer Luftverschmut

zung durch den Abgasausstoß einer 

ungefilterten Kohleverbrennungsanla

ge aus einem Schornstein erhoben, 

der sich in unmittelbarer Nähe sei

ner Wohnung befindet. In den zwölf 

Jahren seit Einzug in diese Wohnung 

waren er, seine Frau und sein Sohn 

an den Wirkungen des Kohlestaubs 

schwer erkrankt und mussten ärztliche 

Behandlungskosten in Höhe von über 

4.000 Yuan auf sich nehmen.

Unter Vorlage einer von mehre

ren Dutzend betroffenen Anwohnern 

unterzeichneten Petition, medizini

schen Berichten, Krankenhausrech

nungen und photographischem Do

kumentationsmaterial forderte Zhang 

die sofortige Stilllegung des Schorn

steins und verklagte die für die Abgas

verschmutzung verantwortliche Ge

sellschaft auf Entschädigung für die 

verursachten Leiden und für die Re

novierung der von Ruß geschwärzten 

Wohnung. Die angeklagte Partei wei

gerte sich zunächst, den Forderungen 

nachzukommen, mit der Begründung, 

der Kläger könne keine Evidenz für 

einen direkten kausalen Zusammen

hang zwischen dem Abgasausstoß und 

den Erkrankungen seiner Familie vor

bringen. Das angerufene Gericht gab 

dem Kläger aber Recht und verur

teilte die Gesellschaft zur Stilllegung 

des Schornsteins und zur Zahlung von 

insgesamt 5.000 Yuan an Entschädi

gungsgeldern.

Angeblich plant der Kläger nun, 

den nach Begleichung der entstande

nen Unkosten verbleibenden Restbe

trag von 1.000 Yuan für die Grün

dung eines „Fonds für Umweltschutz- 

Leibwächter“ einzusetzen, aus dem 

Personen unterstützt werden sollen, 

die sich in besonderer Weise für öko

logische Ziele engagieren (ebd.).

Der Fall reflektiert das wachsende 

Umweltbewusstsein in der chinesi

schen Gesellschaft, zeigt in seiner be

tonten Einzigartigkeit aber zugleich 

die großen Defizienzen in der Umset

zung bestehender ökologischer Stan

dards auf, wie sie gegenwärtig noch 

bestehen, -hol-

Wissenschaft, Bildung, 

Gesellschaft, Kultur

21 Ehrgeiziges Raumfahrtpro

gramm

Seit China im November 1999 sein ers

tes Raumschiff in den Weltraum ge

schickt hat, arbeiten chinesische Wis

senschaftler und Techniker intensiv an 

dem Raumfahrtprogramm. Die Raum

fahrt als Hightech-Forschungsgebiet 

genießt besondere staatliche Förde

rung. Die beiden wichtigsten derzeit 

angestrebten Projekte sind die ei

gene Erforschung des Mondes und 

die Beteiligung an der internationa

len Exploration des Mars. Einzelhei

ten über die chinesischen Entwicklun

gen in der Raumfahrttechnologie und 

den Stand der beiden Projekte drin

gen nur sehr spärlich an die Öffent

lichkeit, da die Programme stark vom 

Militär kontrolliert sind. Federführend 

für die Raumfahrtprogramme ist das 

Staatliche Luft- und Raumfahrtbüro 

(State Aerospace Bureau), dessen Di

rektor Luan Enjie anlässlich der ersten 

Welt-Raumfahrt-Woche, die die UNO 

im Jahre 1999 begründet hatte, eini

ge Einzelheiten bekannt gab. Danach 

hofft China, bald Astronauten in den 

Weltraum zu schicken, um dann ne

ben den USA und Russland zu den 

einzigen Nationen zu zählen, die in 

der Lage sind, bemannte Raumfahrt

flüge zu unternehmen. Einen Zeitplan 

gab Luan allerdings nicht bekannt. 

Das bemannte Raumfahrtprogramm 

wird einerseits aus militärischem In

teresse verfolgt, weil es eine neue Ge

neration von Trägerraketen mit sich 

bringt, zum anderen aus wirtschaftli

chen Gründen, weil sich China die ver

stärkte weltweite Vermarktung seiner 

Kommunikationssatelliten verspricht. 

Die bemannte Raumfahrt, die die Be

zeichnung „Projekt 921“ trägt, hat in 

den letzten Jahren durch höhere staat

liche Fördermittel und Hilfe von Russ

land großen Auftrieb erfahren. Die 

Progamme werden als Prestigeprojek

te betrachtet, die Chinas Ansehen und 

Einfluss in der Welt stärken können.

China ist dabei, für die geplante 

Mondmission spezielle Roboter zu ent

wickeln, die zum Einsatz kommen 

sollen, bevor chinesische Astronau

ten auf dem Mond landen. Außer 

bei der Mondmission sollen die Ro

boter auch bei sonstigen Weltraum

aktivitäten eingesetzt werden, wie 

z.B. beim Satellitenservice und wis

senschaftlichen Experimenten in ei

ner Weltraumstation. Aus Gründen 

der Wirtschaftlichkeit und Sicherheit 

sollen Roboter eher eingesetzt wer

den als Astronauten, so ließ Sun 

Zengqi wissen, ein führender For

scher für Weltraum-Roboter. Tatsäch

lich jedoch, so lässt sich seiner Ar

gumentation entnehmen, ist China 

derzeit noch nicht in der Lage, be

mannte Raumschiffe in den Welt

raum zu schicken. Auf dem Mond 

soll der Roboter mögliche Landeplät

ze für Astronauten erkunden, Bilder 

vom Mond zur Erde senden und Ge

steinsproben sammeln. Außerdem sol

len Roboter entwickelt werden, die 

in Raumkapseln arbeiten. Gegenwär

tig kann China noch keine großen 

Raumstationen bauen, wohl aber klei

ne Raumlabore. In diesen sollen Robo

ter Experimente durchführen. Ein ers

tes Roboter-Forschungszentrum wur

de in Beijing errichtet. Dessen stellver

tretender Direktor Liang Bin beton

te, dass in vielen Schlüsseltechnologien 

für Raumfahrt-Roboter entscheidende 

Fortschritte erzielt worden seien. Der 

Abstand zu den führenden Nationen 

in der Entwicklung solcher Roboter - 

USA, Japan und Russland - sei deut

lich verringert worden. Kooperationen 

auf diesem Gebiet gibt es mit Institu

ten in den USA und Hongkong. (Vgl. 

XNA, 5. u. 17.10.00)

Demgegenüber kann China auf dem 

Gebiet der Satellitentechnologie be

achtliche Erfolge vorweisen. Hier kann 

es auf dreißig Jahre praktischer Er

fahrungen zurückblicken. In diesen 

drei Jahrzehnten hat China 40 Satel

liten ins All transportiert, darunter 

10 Kommunikationssatelliten, 17 ber

gungsfähige Satelliten, 5 Wettersatel

liten und 10 Satelliten für technische 

Versuche. Die meisten sollen sehr gut 

funktionieren. Federführend auf die

sem Gebiet ist die Chinesische Akade
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mie für Weltraumtechnologie. Deren 

Präsident Li Zuhong ist optimistisch, 

was die Entwicklung der chinesischen 

Satellitenindustrie im 21. Jahrhundert 

angeht, sieht aber auch die großen 

Herausforderungen, vor der sie vor al

lem wegen der internationalen Kon

kurrenz steht. Chancen für Chinas 

Satellitenindustrie sieht er in dem 

wachsenden Bedarf an Gebrauchssa

telliten auf den Gebieten Meteorolo

gie, Ozeanographie, Umwelt, Rund

funk und Kommunikation, Finanzen, 

Bildung, Land- und Forstwirtschaft 

sowie Unterhaltung. Der zunehmen

de Einsatz von Satelliten könne das 

Wirtschaftswachstum Chinas fördern. 

Das wichtigste Forschungsinstitut hin

ter der Satellitenindustrie ist das Insti

tut für Raumfahrzeug-Systemtechnik 

an der Akademie für Weltraumtech

nologie. Wie ein führender Forscher 

dieses Instituts erläuterte, sehen sich 

die chinesischen kommerziellen Satel

liten aber auch ernsthaften Herausfor

derungen gegenüber. Kapitalmangel, 

lange Entwurfzeiten und keine kon

tinuierliche Entsendung von Satelli

ten in den Weltraum seien Nachteile, 

mit denen Chinas Satellitenindustrie 

zu kämpfen habe. Dennoch ist auch 

er überzeugt, dass China in der Lage 

sein werde, seine Satellitenindustrie in 

großem Stil zu entwickeln. (Vgl. XNA, 

15.10.00) -st-

22 Hochschulreform: Zusam

menschlüsse und Neustruk

turierung

In Chengdu wurde kürzlich die Uni

versität Sichuan (Sichuan Daxue) um 

die Westchinesische Medizinische Uni

versität (Huaxi Yike Daxue) erwei

tert. Bereits im Jahre 1994 war die 

Wissenschaftlich-technische Universi

tät Chengdu mit der Universität Si

chuan zusammengelegt worden, der 

erste Hochschulzusammenschluss die

ser Art in China. Damit stand die Uni

versität Sichuan an der Spitze der Re

form des Hochschulsystems, die das 

Ziel hat, die Universitäten in umfas

sende tertiäre Bildungseinrichtungen 

von hohem Niveau zu verwandeln. Die 

ehemalige Westchinesische Medizini

sche Universität hat eine Geschichte 

von 90 Jahren und zählt zu den an

gesehensten Medizinischen Hochschu

len Chinas. Unter diesen ist sie ei

ne von dreien, die dem „Projekt 211“ 

angehören. (Im Rahmen dieses Pro

jektes sollen im 21. Jh. 100 Univer

sitäten Chinas zu Spitzenuniversitä

ten mit Weltniveau ausgebaut wer

den.) Während sie zuvor dem Gesund

heitsministerium unterstand, ist nach 

dem Zusammenschluss das Bildungs

ministerium zuständig. Die neue Uni

versität Sichuan besteht nunmehr aus 

neun Fakultäten mit 102 Studienfä

chern, die die Human-, Sozial- und 

Naturwissenschaften sowie die techni

schen und medizinischen Wissenschaf

ten abdecken. An ihr lehren über 900 

Professoren und studieren über 42.000 

Studenten. Diese können in 71 Fä

chern promovieren und in 135 den 

Magister machen. Für das hohe wis

senschaftliche Niveau der Universität 

spricht, dass an ihr sieben staatliche 

Schwerpunktfächer bestehen und 14 

Fächer im Rahmen des „Projekts 211“ 

schwerpunktmäßig ausgebaut werden. 

(GMRB, 6.10.00)

Die Politik der Hochschulzusam

menschlüsse, die einen wesentlichen 

Bestandteil der Hochschulreform aus

macht, wird verstärkt seit 1999 be

trieben. In der zweiten Hälfte der 

1990er Jahre waren von Zusammenle

gung 406 Hochschulen betroffen, aus 

denen 171 Universitäten entstanden. 

Diese Reformmaßnahme war deshalb 

erforderlich, weil es in China zu viele 

spezialisierte Universitäten und Hoch

schulen gab, die sich regional überdies 

vielfach duplizierten. Insgesamt wa

ren sie zu klein, um effektiv arbeiten 

zu können. Durch Zusammenlegung 

wurde es möglich, die Hochschulen zu 

umfassenden Universitäten auszubau

en sowie eine vernünftige regionale 

Verteilung vorzunehmen und unnöti

ge Doppelungen auszuschalten. Auch 

Rationalisierungseffekte wurden da

durch erzielt. So konnte z.B. bei der 

Universität Zhejiang durch die Zusam

menlegung von fünf Hochschulen fast 

die Hälfte des mittleren Verwaltungs

personals eingespart und das Personal 

insgesamt um ein Drittel reduziert 

werden. Zudem konnte diese Universi

tät durch den Zusammenschluss auch 

ihr wissenschaftliches Niveau steigern; 

sie steht z.B. in Bezug auf Akquirie

rung von Projekten der Staatlichen 

Stiftung für Naturwissenschaften und 

der Wissenschaftsstiftung für die Ju

gend an erster Stelle.

Bei der Neustrukturierung der Hoch

schulen geht es jedoch nicht nur um

Zusammenschlüsse, sondern auch um 

die Neuordnung der Zuständigkeiten. 

Von 509 umstrukturierten Hochschul

institutionen wurden 306, die zuvor 

der Zentrale unterstanden, lokalisiert, 

d.h. Regierungen unterhalb der Zen

tralregierung unterstellt. Auf diese 

Weise wurden die Provinzen in ver

stärktem Maße für die Hochschulbil

dung zuständig. Die Stadt Beijing bei

spielsweise hatte ursprünglich zwölf 

Hochschulen, die sie selbst verwalte

te. Diese Zahl ist inzwischen auf 28 

angestiegen. Dies wirkt sich allgemein 

auf die Zulassungspraxis aus, die die 

Städte nun mehr auf ihre Bedürfnis

se abstellen können. Während z.B. in 

Beijing der Anteil derjenigen Studen

ten, die die Stadt selbst rekrutieren 

konnte, nur 20% aller in Beijing neu 

zugelassenen Studenten betrug, ist er 

heute auf 30-40% angestiegen. Auch in 

Bezug auf die Besetzung ausgeschrie

bener Forschungs- und Studienplätze 

in Beijing spielen die der Stadt unter

stellten Universitäten eine zunehmend 

wichtige Rolle.

Eine weitere Neuerung ist darin zu 

sehen, dass die Zuständigkeiten nicht 

mehr streng getrennt und Ausschließ

lichkeitsanspruch haben. So gibt es in

zwischen auch gemeinsame Zuständig

keiten in der Form, dass die Zentrale 

eine ihr unterstellte Universität nicht 

mehr ausschließlich selbst finanziert, 

sondern die Regierung der Provinz, 

in der die betr. Universität liegt, sich 

an den Kosten beteiligt. Dies hat in 

praktischer Hinsicht zur Folge, dass 

über die Zulassung von Studenten, 

die Fächerstrukturierung und die Aus

wahl von Forschungsprojekten nicht 

mehr die Zentralregierung allein ent

scheidet, sondern die lokale Ebene ein 

Mitspracherecht hat. Auf diese Wei

se findet eine Pluralisierung der Fi

nanzquellen statt, zumal die Universi

täten nun auch in der Einwerbung von 

Mitteln aus der Wirtschaft freier sind. 

Bislang werden gut 300 Hochschulen 

von der Zentrale und einer Provinz ge

meinsam finanziert.

Die Neustrukturierung der Hochschul

landschaft erstreckt sich darüber hin

aus auf die Kooperation zwischen Uni

versitäten. Organisatorisch war es im

mer eine Schwäche chinesischer In

stitutionen, dass die Verbindungsli

nien vertikal, nicht aber horizontal 

verliefen. Hochschulkooperationen wa

ren daher die Ausnahme. Im Zuge 
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der Neuordnung wird nun in ver

stärktem Maße die Zusammenarbeit 

zwischen Hochschulen gefordert, und 

zwar hauptsächlich aus Gründen der 

Rationalisierung und besseren Auslas

tung. So können nahe beieinander ge

legene Universitäten z.B. Einrichtun

gen wie Bibliotheken, Labore usw. ge

meinsam nutzen, Professoren austau

schen, Studenten können an verschie

denen Hochschulen Kurse besuchen 

usw. Damit wird die traditionelle Ab

geschlossenheit der Hochschulen über

wunden.

Wie es heißt, hat die Reform der Hoch

schulstruktur und -Verwaltung wäh

rend der Planperiode 1996-2000 Ge

stalt angenommen und ist im Wesent

lichen abgeschlossen. Die dabei ver

folgte Politik „Gemeinsames Errich

ten, Neuordnung, Kooperation und 

Zusammenlegung“ wird als erfolgreich 

bezeichnet. Sie hat Rationalisierungs

effekte mit sich gebracht und die be

troffenen Universitäten effizienter ge

macht. (Vgl. dazu GMRB, 9.10.00, 

S.l) -st-

23 Zahlen zum Bildungswesen 

in Tibet und Xinjiang

Im Rahmen des Programms für 

die Entwicklung der unterentwickel

ten westlichen Regionen der VR China 

spielt das Bildungswesen eine wichti

ge Rolle, wie auch die chinesische Re

gierung zu betonen nicht müde wird. 

Kürzlich wurden neue offizielle Zah

len zum Bildungswesen der jeweili

gen Regionalregierung in Tibet und 

Xinjiang bekannt, die hier wiederge

geben werden sollen. Danach soll sich 

in Tibet die Analphabetenrate von 

95% vor fünfzig Jahren auf gegen

wärtig 42% gesenkt haben. Ein mo

dernes Schulsystem, so heißt es, ha

be es damals in Tibet nicht gegeben. 

Bildung sei nur für eine kleine Elite 

in lamaistischen Klöstern zugänglich 

gewesen. Heute gebe es 4.000 Schu

len mit 360.000 Schülern, und 83,4% 

der Kinder im schulpflichtigen Alter 

„könnten“ zur Schule gehen (XNA, 

10.10.00). In Tibet ist es ungleich 

schwieriger als in den hanchinesischen 

Gebieten, die genaue Schülerzahl zu 

ermitteln, nicht nur weil viele die 

Schule vorzeitig abbrechen, sondern 

vor allem weil bei der saisonal umher

ziehenden Hirtenbevölkerung ein ste

tiger Schulbesuch kaum möglich ist, 

es sei denn, die Kinder werden in In

ternate geschickt. Deshalb wird hier 

das Potenzial des Schulbesuchs ange

geben, d.h. der Anteil der Kinder im 

Schulalter, für die theoretisch Schulen 

zur Verfügung stehen. Diese Angabe 

verschleiert jedoch die Tatsache, dass 

der Schulbesuch im Vergleich zum üb

rigen China sehr niedrig liegt. Dersel

ben Quelle zufolge schlossen seit 1951 

gut 20.000 Tibeter eine Hochschulbil

dung ab.

Für Xinjiang, dem Autonomen Gebiet 

der Uiguren, wird angegeben, dass die 

neunjährige Schulpflicht Ende 1999 

in den 55 Städten, einschließlich der 

Kreisstädte, eingeführt war. Gegen

wärtig sollen in der Autonomen Regi

on auf 10.000 Einwohner 1.435 Grund

schüler, 500 Mittelschüler der Unter

stufe und 108 der Oberstufe, 53 Stu

denten polytechnischer Schulen und 

31 Hochschulstudenten kommen, was 

dem nationalen Durchschnitt entspre

chen soll. In Xinjiang gibt es der

zeit 17 tertiäre Bildungseinrichtungen 

mit rund 60.000 Studenten. Allein 

in den beiden vergangenen Jahrzehn

ten sollen mehr als 330.000 Studenten 

ein Hochschulstudium absolviert ha

ben. Die Entwicklung des Schulwesens 

in Xinjiang wird als bemerkenswerter 

Fortschritt gewertet. (XNA, 16.10.00) 

Ähnlich wie in Tibet ist es auch in 

Xinjiang schwierig, genaue Schüler

zahlen zu ermitteln, da die nicht

städtische Bevölkerung auf Grund der 

saisonalen Verlegung der Weideplät

ze häufig nicht ortsgebunden ist. Zu

dem muss berücksichtigt werden, dass 

in beiden Regionen ein großer An

teil Hanchinesen lebt, sodass sich in 

den angegebenen Zahlen nicht unbe

dingt der reale Schulbesuch der ethni

schen Bevölkerung widerspiegelt. Den

noch kann kein Zweifel bestehen, dass 

das Schulwesen insbesondere in den 

beiden letzten Jahrzehnten merklich 

ausgebaut wurde, -st-

24 Gründung des Chinesisch

deutschen Zentrums für 

Wissenschaftsfbrderung

Im Oktober 2000 wurde in Beijing 

das Chinesisch-deutsche Zentrum für 

Wissenschaftsförderung offiziell eröff

net. Das gemeinsam von der Chinesi

schen Stiftung für Naturwissenschaf

ten und der Deutschen Forschungs

gemeinschaft (DFG) gegründete Zen

trum hat die Aufgabe, die wissen

schaftliche Zusammenarbeit zwischen 

beiden Ländern im Bereich Grundla

genforschung zu fördern. Es soll vor 

allem jungen Forschern optimale Rah

menbedingungen für den wissenschaft

lichen Austausch bieten. Der Schwer

punkt liegt auf den Natur- und Inge

nieurwissenschaften. Die Chinesische 

Stiftung und die DFG haben 1986 ein 

Partnerschaftsabkommen geschlossen, 

in dem der Austausch von Wissen

schaftlern vereinbart wurde. Im Laufe 

der neunziger Jahre wurden die Pläne 

zur Gründung einer gemeinsamen Ein

richtung konkretisiert, 1998 schließlich 

der Grundstein für das neue Gebäude 

gelegt. Die deutsche Seite steuerte 5 

Mio. DM bei, die aus Mitteln des Stif

terverbandes für die deutsche Wissen

schaft kamen.

Konkrete Aufgaben des Zentrums 

bei der Förderung der Zusammenar

beit sind die Unterstützung gemeinsa

mer Forschungsvorhaben chinesischer 

und deutscher Wissenschaftler, etwa 

durch die Suche nach geeigneten Part

nern, die Finanzierung so genannter 

„Rainbow-Konferenzen“, die der Be

gegnung von Spitzenforschern und ta

lentierten N achwuchswissenschaftlern 

beider Länder dienen, oder die Be

teiligung an den Kosten für die Vor

bereitung und Ausarbeitung von Pro

jekten. Forschungsprojekte selbst fi

nanziert das Zentrum jedoch nicht, 

sondern jeweils die DFG und die 

Chinesische Stiftung für Naturwissen

schaften. Hingegen kann das Zentrum 

die Veröffentlichung gemeinsamer For

schungsergebnisse finanziell unterstüt

zen. Die jährlichen Kosten für das Zen

trum werden von beiden Organisatio

nen getragen. Neben Vortrags- und 

Seminarräumen, einem Hörsaal, ei

ner kleinen Bibliothek und einer Aus

stattung mit modernen Kommunika

tionsmitteln unterhält das Zentrum 

auch einige Appartements, die die 

Wissenschaftler während ihres Auf

enthalts in Beijing nutzen können. 

Die neuen Räume stehen auch an

deren deutschen Wissenschaftsorga

nisationen zur Verfügung, längerfris

tig auch europäischen Organisatio

nen zur Wahrnehmung ihrer bilatera

len Aufgaben. (DFG-Presse-Info vom 

16.10.00) Wie bei allen Institutionen 

dieser Art üblich, ist auch dieses Zen
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trum nach dem Prinzip der Gegensei

tigkeit organisiert, -st-

25 Literatur-Nobelpreis für 

Gao Xingjian

Am 12. Oktober 2000 gab die Schwe

dische Akademie bekannt, dass der 

diesjährige Nobelpreis für Literatur an 

Gao Xingjian gehe. In der Begründung 

heißt es, Gao habe „ein Werk von uni

versaler Gültigkeit, bitterer Einsicht 

und sprachlichem Sinnreichtum“ ge

schaffen und der chinesischen Roman

kunst und Dramatik so neue Perspek

tiven eröffnet (NZZ, 13.10.00). Da

mit hat zum ersten Mal ein gebür

tiger Chinese diesen angesehenen Li

teraturpreis erhalten. Literaturkreise 

in China selbst und westliche Chi

nakenner sind schon lange der Mei

nung gewesen, es sei an der Zeit, dass 

der Literatur-Nobelpreis einem Chine

sen zugesprochen würde. Doch Freude 

kam in China - zumindest von offiziel

ler Seite - nicht auf. Der Grund liegt 

darin, dass Gao Xingjian Exilchinese 

ist, der seiner Heimat den Rücken ge

kehrt hat, seit 1987 in Frankreich lebt, 

1998 die französische Staatsangehörig

keit angenommen hat und in China 

Persona ingrata ist.

Gao wurde 1940 in Ganxian im Süden 

der Provinz Jiangxi geboren. Anfang 

der 60er Jahre studierte er Französisch 

an der Beijinger Fremdsprachenuni

versität. Während der Kulturrevoluti

on begann er zu schreiben, doch sei

ne Frau denunzierte ihn, sodass er 

seine Manuskripte verbrennen musste 

und in ein Umerziehungslager auf dem 

Lande geschickt wurde. Nach der Kul

turrevolution arbeitete er als Überset

zer für Französisch beim Chinesischen 

Schriftstellerverband und konnte in 

dieser Eigenschaft als Mitglied einer 

Delegation 1978 (1979?) zum ersten 

Mal Frankreich besuchen. Anfang der 

80er Jahre begann er eine Reihe von 

Dramen zu verfassen. Sein erstes Dra

ma, „Stoppsignal“ von 1981, ist noch 

der Tradition des sozialistischen Rea

lismus verpflichtet, doch in den fol

genden Stücken entfernte er sich mehr 

und mehr vom Realismus und wurde 

zu einem der profiliertesten und be

kanntesten Avantgarde-Künstler und 

Vertreter des absurden Theaters. Bei

spiele sind „Die Busstation“, „Frauen“, 

„Das andere Ufer“ und „Yeti“ (Yereri).

Im Jahre 1985 soll ihn eine offizielle 

Zeitung, die Beijing Daily, als führen

den Erneuerer des chinesischen Dra

mas gepriesen haben, obwohl er be

reits zwei Jahre zuvor in der Kam

pagne gegen „geistige Verschmutzung“ 

kritisiert worden war. Danach zog sich 

Gao zurück, indem er sich auf eine 

elfmonatige Reise durch Südwestchina 

begab. Als Ergebnis dieser Reise ent

stand sein wohl berühmtester Roman 

Ling Shan (Der Berg der Seele, 1990). 

Im Jahre 1985 wurde er nach Frank

reich eingeladen, kehrte 1986 noch ein

mal kurz nach China zurück, um sich 

1987 endgültig in Paris niederzulas

sen. 1986 wurde „Das andere Ufer“ in 

Beijing inszeniert, dann aber verbo

ten, und seitdem wurde keines seiner 

Stücke mehr in China aufgeführt. In 

dem Drama „Die Flucht“ von 1989 ver

arbeitete er die blutige Niederschla

gung der Studentendemonstrationen 

desselben Jahres und wurde darauf

hin zur Persona ingrata erklärt. Gao 

lebt heute in einem Vorort von Paris. 

Er widmet sich neben dem Schreiben 

auch der Malerei und schreibt mitt

lerweile auch in französischer Spra

che. (Vgl. SCMP, NZZ, FAZ, 13.10.00; 

SCMP, 23.10.00)

Gao Xingjians Biographie macht er

klärlich, warum offiziell in China keine 

Begeisterung über den Nobelpreis auf

kommt. Dass das Ereignis in den offi

ziellen chinesischen Medien der Volks

republik verschwiegen worden sei, wie 

es in manchen Berichten des Auslands 

zu lesen war, stimmt nicht. Die Volks

zeitung brachte am 14. Oktober auf ih

rer zweiten Seite eine kurze Meldung 

folgenden Wortlauts:

„Am 12. Oktober hat die Schwedi

sche Akademie für Literatur den No

belpreis für Literatur des Jahres 2000 

an den in Frankreich registrierten chi

nesischen Schriftsteller Gao Xingjian 

vergeben.

Gao Xingjian wurde 1940 in China 

in der Provinz Jiangxi geboren, ging 

1987 ins Ausland und erwarb danach 

die französische Staatsangehörigkeit.

In einem Interview mit einem Re

porter der Nachrichtenagentur Xin

hua sagte ein verantwortlicher Ver

treter des Chinesischen Schriftstel

lerverbandes, China habe sehr viele 

weltberühmte hervorragende literari

sche Werke und Literaten, doch das 

Auswahlkomitee für den Literatur-

Nobelpreis weiß darüber nichts. Wie es 

aussieht, ist der Nobelpreis nicht un

ter literarischen Gesichtspunkten ver

geben worden, sondern nach politi

schen Kriterien. Dies zeigt, dass der 

Nobelpreis in Wirklichkeit für politi

sche Ziele benutzt wurde und seine 

Autorität verloren hat.“

Aus dieser Meldung geht dreierlei her

vor:

1. Da Gao französischer Staatsbürger 

ist, hat man ihn gleichsam abgeschrie

ben. Doch die französische Staatsan

gehörigkeit dient nur als Vorwand, 

um die politischen Motive zu ver

schleiern. Naturwissenschaftler chine

sischer Herkunft, die beispielsweise 

US-Bürger geworden sind, sind in Bei

jing gern gesehene und hoch willkom

mene Gäste.

2. Aus der Meldung spricht eine 

in China besonders in konservativen 

Kreisen weit verbreitete Auffassung, 

dass nämlich das Ausland in Bezug 

auf China ignorant ist, dass Ausländer 

nichts von China verstehen und daher 

auch nicht kompetent sind, etwa über 

chinesische Literatur ein Urteil abzu

geben.

3. Der Literatur-Nobelpreis wird abge

wertet, indem man dem Komitee po

litische Motive unterstellt. Dies mag 

berechtigt sein, klingt aber aus chine

sischem Munde scheinheilig, denn in 

der Volksrepublik wird Literatur von 

der offiziellen Literaturkritik stets po

litisch bewertet, nicht zuletzt im Falle 

Gao Xingjian.

Angesichts der offiziellen Meinung 

über Gao hielt man sich in der Volks

republik mit positiven Äußerungen zu

rück. Versuche von Journalisten, Fach

leute, Kollegen und Freunde von Gao 

um ihre Meinung zu bitten, schlu

gen meist fehl. Ein Literaturwissen

schaftler der Akademie der Sozialwis

senschaften soll bemerkt haben, der 

Schriftstellerverband habe sein Ur

teil abgegeben, wenn er mehr sage, 

könne er Schwierigkeiten bekommen 

(SCMP, 23.10.00). Zudem sollen die 

Internet-Zensoren systematisch auf al

len chinesischsprachigen Portalen Ar

tikel gelöscht haben, die begeistert für 

Gao Stellung beziehen (ebd.). Weni

ger exponierte Personen äußerten sich 

jedoch durchaus positiv und ließen 

erkennen, dass Gao insbesondere in
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hätten die christlichen Kirchen für ih

re Interessen benutzt, und die auslän

dischen Missionare hätten unter dem 

Schutz der „ungleichen Verträge“ ge

gen das Gesetz und gegen die öffent

liche Meinung verstoßen und dadurch 

über 1.500 sog. Missionszwischenfäl

le verursacht, bei denen zahllose Chi

nesen ihr Leben verloren hätten. Mit 

der Heiligsprechung versuchten einige 

Leute im Vatikan, die Geschichte zu 

verdrehen, wieder Kontrolle über die 

chinesischen Katholiken zu bekommen 

und die Gläubigen gegen die Regie

rung aufzuhetzen. Sie wollten die Re

ligionsfrage benutzen, um sich in die 

inneren Angelegenheiten Chinas ein

zumischen. Dies sei nicht nur eine Her

ausforderung für die chinesische Re

gierung, sondern auch für die Gefühle 

der 4 Millionen Katholiken in China 

und der 1,2 Milliarden Chinesen.

Ähnlich äußerte sich das Außenminis

terium auf einer Pressekonferenz am 

26.9.2000 (vgl. Zhongguo Xinwen She, 

26.9.00, nach SWB, 28.9.00. Die meis

ten der 120 Personen, die heilig ge

sprochen werden sollten, seien hinge

richtet worden, weil sie chinesische Ge

setze verletzt hätten, oder während 

der Kämpfe des chinesischen Volkes 

gegen die ausländische Aggression im 

Opiumkrieg und im Boxerkrieg getö

tet worden. Die Heiligsprechung die

ser Missionare, die monströse Verbre

chen am chinesischen Volk begangen 

hätten, verletze die Gefühle des chine

sischen Volkes und die Würde der chi

nesischen Nation. Am folgenden Tag 

stimmte auch der Chinesische Chris

tenrat, die Vereinigung der chinesi

schen Protestanten, in den Protest ein 

(XNA, 28.9.00). Zugleich verlangten 

die offiziellen christlichen Vereinigun

gen, dass sich der Vatikan für alle 

Verbrechen der Kirche in China ent

schuldigen solle (ANSA news agency 

database, Rome (engh), 27.9.00, nach 

SWB, 30.9.00).

Am Tag der Heiligsprechung wurden 

die offiziellen Proteste in verschärfter 

Form wiederholt. In einer Erklärung 

des Außenministeriums wurden „äu

ßerste Empörung“ und „heftiger Pro

test“ geäußert; der Vatikan wurde be

schuldigt, Sünder, die Böses getan 

hätten, heilig zu sprechen, dies sei ei

ne Provokation und Beleidigung des 

patriotischen Widerstands des chine

sischen Volkes gegen ausländische Ag

gression und Unterdrückung. (XNA, 

2.10.00) Von Seiten des Amtes für 

religiöse Angelegenheiten unter dem 

Staatsrat wurden geschichtsklitternde 

Anschuldigungen gegen die christliche 

Missionsarbeit vorgebracht, die geeig

net sind, alte Klischees aus der Kul

turrevolution und anderen antiwestli

chen Kampagnen wieder aufleben zu 

lassen (vgl. XNA, 2.10.00). Die Par

tei setzte ihren Propagandaapparat in 

Bewegung und organisierte u.a. Sym

posien für Vertreter der beiden offi

ziellen christlichen Kirchen und sol

che anderer Religionsgemeinschaften, 

aber auch von Historikern und an

deren einschlägigen Kreisen (RMRB, 

XNA, 3.10.00; RMRB, 2. bis 6.10.00). 

Begleitet wurden diese Veranstaltun

gen, die auch auf örtlicher Ebene or

ganisiert wurden, durch eine förmli

che Medienkampagne gegen die Heilig

sprechung der 120 Christen.

In einem Zeitungskommentar (RM

RB, 3.10.00) heißt es, die Missionare 

seien in Begleitung von Kriegsschiffen 

und ungleichen Verträgen nach Chi

na gekommen. Sie hätten Opium ver

kauft, spioniert, an der Invasion teilge

nommen und die ungleichen Verträge 

entworfen. In allen Beiträgen wird der 

Eindruck vermittelt, alle Missionare 

seien Verbrecher gewesen, eine Kli

scheevorstellung, die durch sachliche 

historische Aufarbeitung der beiden 

vergangenen Jahrzehnte überwunden 

zu sein schien. In einem Artikel in der

selben Ausgabe der Volkszeitung wer

den die 120 heilig gesprochenen Chris

ten in drei Kategorien eingeteilt: 1. 

ausländische Missionare, die Werkzeu

ge der kolonialistischen und imper

ialistischen Aggression waren, 2. chi

nesische Katholiken, die Helfershelfer 

der ausländischen Missionare waren, 

und 3. chinesische Katholiken, die ihr 

Leben im Kampf gegen die imperialis

tische Aggression verloren und Opfer 

dieser Aggression wurden. Von den 

120 „Heiligen“, so der Artikel, seien 

17 von der Qing-Regierung auf Grund 

Zuwiderhandelns gegen das Missions

verbot der Qing-Dynastie hingerich

tet worden, 15 hätten bei „Missions

zwischenfällen“ zwischen dem Opium

krieg und 1900 den Tod gefunden, 

86 hätten in der Boxerbewegung und 

zwei 1930 ihr Leben verloren.

Die Mehrzahl der neuen Heiligen war 

demnach Opfer des Boxeraufstandes, 

der sich in diesem Jahr zum hun

dertsten Male jährt und wegen sei

ner Implikationen mit ausländischen 

Missionaren ein willkommenes The

ma für die Auseinandersetzung mit 

der Katholischen Kirche bot; entspre

chend wurde die Boxerbewegung vor 

allem Ende September ausgiebig in 

den Medien behandelt (vgl. z.B. GM- 

RB, 22.9.00, C 3; 27.9.00, A 2; 29.9.00, 

B 3; RMRB, 6.10.00, S.2). Bekannt

lich war unter Mao jegliche Missi

onstätigkeit pauschal verurteilt wor

den. In nachmaoistischer Zeit bemüh

ten sich chinesische Historiker um ei

ne differenziertere Sicht und benann

ten durchaus auch die positiven Seiten 

christlicher Missionstätigkeit, etwa im 

Gesundheits- und Bildungswesen. In 

ähnlich differenzierender Weise wur

den nun auch die Bauernaufstände, zu 

denen die Boxerbewegung zählt, kriti

scher gesehen. Während Mao persön

lich sie zur Triebkraft der chinesischen 

Geschichte erhoben hatte und sie ent

sprechend glorifiziert wurden, setzte 

mit Beginn der Reform- und Öff- 

nungsperiode eine kritische Neubewer

tung ein. Das Ergebnis war, dass nun

mehr erklärt wurde, die Bauernauf

stände hätten nichts zur Veränderung 

der Verhältnisse beitragen können. In 

diesem Sinne wurde auch der Boxer

aufstand eher negativ bewertet, näm

lich als ein Aufstand rückständiger, 

unwissender Massen, der bestenfalls 

noch seine patriotische Komponente 

behielt. Dabei war der zuvor bejubelte 

angebliche klassenkämpferische Anti

imperialismus stillschweigend in einen 

den Massen innewohnenden Patriotis

mus umgemünzt worden.

Bemerkenswert ist, dass nun anlässlich 

der Heiligsprechung durch Rom die al

te Terminologie wieder auflebt. Begrif

fe wie Imperialismus und Antiimpe

rialismus, die seit Jahren nahezu völ

lig aus historischen Arbeiten zur mo

dernen Geschichte Chinas verschwun

den waren, beherrschen jetzt wieder 

die Diskussionen über die Boxer. Zu

gleich werden diese wieder positiver 

bewertet, indem ihr Kampf als ein 

gerechter antiimperialistischer, patrio

tischer Kampf des chinesischen Vol

kes betrachtet wird. Dieser Rückfall 

in die alte Rhetorik und dogmatische 

Sichtweise wird auf absehbare Zeit 

nicht ohne Einfluss auf die histori

sche Forschung in China bleiben, die 

sich weitgehend von den Vorgaben des 

marxistisch-maoistischen Dogmas ent

fernt hatte.
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Folgenreicher dürfte sich Chinas in 

dieser Sache an den Tag gelegte Hal

tung auf die Beziehungen zwischen der 

Volksrepublik und dem Vatikan aus

wirken. Konnte in jüngster Zeit von 

einer vorsichtigen Annäherung gespro

chen werden, so haben die beiderseiti

gen Beziehungen nun einen empfindli

chen Rückschlag erlitten, sodass eine 

Normalisierung zwischen der Volksre

publik und dem Vatikan in weite Ferne 

gerückt ist. -st-

Außenwirtschaft

27 Neue Verhandlungen über

Versicherungslizenzen und

Distributionsnetze zwischen 

EU und China

Ende Oktober teilte die EU-Kom

mission mit, dass in gemeinsamen 

Verhandlungen mit China noch of

fene Fragen zum WTO-Beitritt ge

klärt werden konnten. Zwar war im 

Mai ein beidseitiges Protokoll un

terzeichnet worden, dass alle Fragen 

der Marktöffnung Chinas behandelte, 

doch vermisste die europäische Seite 

die Umsetzung der Zusagen über Ver

sicherungslizenzen und Handel. Er

neute Verhandlungen sollten sicher

stellen, dass China seine Zusagen auch 

tatsächlich einhält. (AWSJ, 20.10.00)

Die Verhandlungen erhielten beson

deres Gewicht, da sie im Rahmen 

des EU-China-Gipfeltreffens stattfan

den und ein wichtiger Programm

punkt waren. Die EU-Delegation, die 

am 22.10.00 nach Beijing reiste, wur

de vom französischen Ministerpräsi

denten Jacques Chirac und EU-Kom

missionspräsident Romano Prodi an

geführt. Der EU-Handelskommissar 

Pascal Lamy sowie EU-Wirtschafts

kommissar Pedro Solbes Mira und der 

außenpolitische Sprecher der EU, So

lana, befanden sich ebenfalls in der 

Delegation. (XNA, 21.10.00)

Zunächst hatte das eintägige Gip

feltreffen keine konkreten Ergebnis

se hinsichtlich Versicherungslizenzen 

und Handel für die EU mit sich ge

bracht. Es blieb bei der Beteuerung 

des chinesischen Ministerpräsidenten 

Zhu Rongji, dass China alle Zusa

gen aus den bilateralen Verhandlun

gen auch einhalten werde. Keine Fort

schritte gab es zunächst auch bei der 

Frage, wann die zugesagten Versiche

rungslizenzen an europäische Unter

nehmen vergeben würden. Bisher wur

den lediglich zwei von sieben verspro

chenen Lizenzen zugeteilt, und zwar 

an das italienische Unternehmen As- 

sicuranzioni Generali SpA und das 

holländische Unternehmen ING Groep 

NV. Ebenfalls keine konkreten Äu

ßerungen machte die chinesische Sei

te hinsichtlich der im bilateralen Bei

trittsprotokoll gemachten Zusagen zu 

Vertriebsrechten für ausländische In

vestoren, Inspektionen, Warenpreise 

und Urheberschutz. (HB, 24.10.00; 

AWSJ, 30.10.00)

Nach Angaben von Prodi bedurfte es 

erst einer Intervention von Minister

präsident Zhu Rongji, um die festge

fahrenen Gespräche wieder in Gang zu 

setzen. Die EU erhielt in Verhandlun

gen mit Zhu Rongji und Außenwirt

schaftsminister Shi Guangshen die Zu

sage, weitere fünf Versicherungslizen

zen für europäische Unternehmen vor 

dem WTO-Beitritt zu erhalten. Damit 

soll der Vorteil der US-Unternehmen, 

die bereits entsprechende Lizenzen be

sitzen, ausgeglichen werden. Weiter

hin wurden Zusagen gegeben, die Be

schränkungen bei der Gründung von 

Kettenläden und Supermärkten auf

zuheben sowie innerhalb von fünf Jah

ren den Handel von Fahrzeugen für 

ausländische Unternehmen zu öffnen. 

(AWSJ, 24.10. und 30.10.00; NZZ, 

30.10.00)

Die multilateralen Aufnahmegesprä

che werden nach einer Pause von fünf 

Wochen am 6.11. wieder fortgesetzt. 

Ob China noch in diesem Jahr in die 

WTO aufgenommen wird, erscheint 

immer unsicherer. So gibt es noch im

mer ungeklärte Frage in den Berei

chen Agrareinfuhrquoten, chinesische 

Produktstandards und Handelsrech

ten. (HB, 13.10.00) -schü-

28 China zeigt Interesse an ja

panischen Hochgeschwindig

keitszügen

Mitte Oktober führte der chinesische 

Ministerpräsident Zhu Rongji in Ja

pan Gespräche über wirtschaftliche 

Zusammenarbeit. China ist an ei

ner Ausweitung japanischer Investi

tionen und an einer Beteiligung der

Erschließung der Westregion inter

essiert. Weiterhin wies Zhu Rongji 

darauf hin, dass japanische Hochge

schwindigkeitszüge durchaus auch im 

Transportsystem Chinas Verwendung 

finden könnten und forderte Japan 

auf, eine Teststrecke zu bauen.

In Gesprächen mit Vertretern der ja

panischen Wirtschaft kündigte Zhu 

an, dass noch während seiner Amts

periode, die im Jahr 2003 endet, ei

ne Entscheidung über den Bau der 

Hochgeschwindigkeitsstrecke Beijing- 

Shanghai (1.300 km) fallen werde. 

Als konkurrierende Alternativen be

werben sich derzeit der europäische 

TGV/ICE, der deutsche Transrapid 

sowie der japanische Hochgeschwin

digkeitszug Shinkansen und eine ja

panische Magnetschwebebahn. (HB, 

16.10.00)

Während seines Japanbesuchs unter

nahm Zhu Rongji Mitte Oktober ei

ne zwanzigminütige Testfahrt mit der 

Magnetschwebebahn, die eine Spit

zengeschwindigkeit von 452 km/h er

reicht. Angeblich soll Zhu nach der 

Fahrt bemerkt haben, dass Lärm 

und Erschütterungen im Tunnelbe

reich größer als im Transrapid gewe

sen seien. (NfA, 17.10.00) Für Ver

gleichszwecke sei der Bau einer Test

strecke der japanischen Magnetschwe

bebahn in Beijing oder an anderen Or

ten Chinas willkommen, erklärte Zhu 

Rongji. (HB, 10.10.00)

Beim Zusammentreffen mit japani

schen Wirtschaftsvertretern wies der 

Vorsitzende des Unternehmerdachver

bandes Keidanren, Takashi Imai, auf 

Defizite bei den rechtlichen und steu

erlichen Rahmenbedingungen für aus

ländische Investitionen hin. Er forder

te auch einen besseren Zugang für ja

panische Versicherungsgesellschaften 

zum Versicherungsmarkt Chinas sowie 

die Anerkennung der Wirtschaftsver

bände japanischer Unternehmen als 

offizielle Gesprächspartner staatlicher 

chinesischer Stellen. (HB, 16.10.00)

Während seines Besuches drängte Zhu 

Rongji auf eine japanische Beteili

gung an der geplanten umfassenden 

Infrastrukturentwicklung Westchinas. 

Allerdings äußerte sich ein Sprecher 

des Kaidanren in einem Interview mit 

dem Handelsblatt eher ablehnend zu 

einer Finanzierung von Infrastruktur

projekten in der Region. Es müsse 

zwischen privaten Investitionen und 




